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BEBAUUNGSPLAN NR. 193/III "SCHLEBUSCH - 
GESUNDHEITSPARK LEVERKUSEN“ 

Ergebnisse

der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 

§ 3 (1) Baugesetzbuch (BauGB) sowie der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 

§ 4 (1) BauGB 

Die Öffentlichkeit wurde gemäß § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig über die allgemeinen
Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für 
die Neugestaltung oder Entwicklung des Gebietes in Betracht kommen, und die 
voraussichtlichen Auswirkungen der Planung unterrichtet. Die Planung einschließlich 
Varianten bzw. Entwicklungsstufen wurde im Rahmen einer öffentlichen 
Bürgerversammlung am 03.06.2014 vorgestellt, erörtert und diskutiert. 

Die Beteiligung der Ämter und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB
erfolgte in der Zeit vom 23.06. bis 15.07.2014. 

Vorbemerkung: 

Entsprechend derzeitiger Rechtsprechung ist alleine der Rat ermächtigt, über die im
Verfahren eingegangenen Äußerungen und Stellungnahmen zu entscheiden. Dies 
erfolgt mit dem Satzungsbeschluss am Ende des Verfahrens. Daher werden die 
Äußerungen aus der frühzeitigen Beteiligung zum Abschluss dem Rat der Stadt 
Leverkusen vorgelegt. Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Planen 
empfiehlt dem Rat, den durch die Verwaltung vorgeschlagenen Beurteilungen der 
Äußerungen zu folgen. 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zum Bebauungsplan Nr. 193/III 
„Gesundheitspark Leverkusen“ sind von der Öffentlichkeit sechs Äußerungen 
eingegangen, wobei fünf Schreiben bis auf einen Absatz inhaltlich identisch sind. 
Darüber hinaus waren bei der Bürgerinformation ca. 70 Personen anwesend. Fragen 
wurden zu den Themen Klinikorganisation, geplante Erweiterungen, Erschließung 
und Stellplätze, Hubschrauberlandeplatz und Fluglärm sowie sonstiger Lärm gestellt. 
Die Fragen wurden während der Veranstaltung beantwortet und sind in der 
Niederschrift nachzulesen. Eine gesonderte Stellungnahme der Verwaltung zur 
Veranstaltung erübrigt sich damit. Im Übrigen wurde eine weitere Beteiligung der 
Öffentlichkeit zum Thema Hubschrauberlandeplatz im weiteren Verfahren angeregt. 
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Da das Klinikum in der Zwischenzeit nicht mehr vor hat, den Hubschrauberlandeplatz
kurz- bis mittelfristig zu realisieren, wird hierzu auf das luftrechtliche 
Genehmigungsverfahren verwiesen, innerhalb dessen eine Beteiligung der 
Öffentlichkeit gesetzlich vorgeschrieben ist. 

Im Rahmen der Beteiligung nach § 4 (1) BauGB haben sich 23 Träger öffentlicher
Belange zu dem Verfahren geäußert. Davon haben 14 das Planverfahren lediglich 
zur Kenntnis genommen bzw. erklärt nicht betroffen zu sein. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung:

Die Niederschrift wird zur Kenntnis genommen.
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Stellungnahme der Verwaltung

zu 1.): 
Die allgemeine Verkehrszunahme und damit verbunden die Erhöhung der 
allgemeinen Lärmbelastung ist Thema der Lärmaktionsplanung und unabhängig vom 
aktuellen Bebauungsplanverfahren zu sehen. 

Es ist richtig, dass sowohl am Karl-Carstens-Ring als auch an der Sauerbruchstraße
durch den öffentlichen Straßenverkehr durchgängig hohe Beurteilungspegel von bis 
zu 65 dB(A) auftreten. Der Auslösewert für die Aktionsplanung liegt in NRW bei 
einem von >= 70 dB(A). Von daher sind für diesen Bereich im aktuellen Entwurf des 
Lärmaktionsplanes keine Maßnahmen vorgesehen. 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens werden die Einwirkungen auf 
schutzbedürftige Nutzungen im Klinikbereich sowie die Auswirkungen der Planung 
durch Mehrverkehre oder gewerbliche Nutzungen im Geltungsbereich auf die 
umgebende Wohnbebauung untersucht. 

Die Ermittlung des Mehrverkehrs durch die Planung erfolgt aus den ermittelten neuen
Flächen durch die Gebäudeaufstockungen und Gebäudeerweiterungen. Insgesamt 
handelt es sich um Erweiterungen aufgrund Anpassungen an neue Klinikstandards, 
die mehr Fläche, aber nicht mehr Personal benötigen. Die Bettenzahl bleibt gleich. 
Laut Vorgabe des Klinikumplaners ergeben sich daraus die genannten 48 
zusätzlichen Stellplätze, was ca. 240 zusätzlichen Fahrten je Tag entspricht. 

Dies führt zu einer geringen, nicht wahrnehmbaren Erhöhung der Beurteilungspegel
von weniger als 0,1 dB(A) gegenüber dem Planungs-Null-Fall. 

zu 2.): 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sind allein die Auswirkungen des 
Plangebietes auf die Umgebung und die Einwirkungen der Umgebung auf das 
Plangebiet zu untersuchen. Eine Überlagerung aller Immissionsarten mit denen des 
Bebauungsplangebietes ist vom Gesetzgeber nicht vorgesehen. 

zu 3.): 
Die alten Zufahrten hatten sehr umwegige Fahrbeziehungen und führten teilweise 
über den Parkplatz. Diese waren für die Notfalltransporte äußerst ungünstig zu 
sehen. Mit einer einfachen und direkten Hauptzufahrt wurde ein sinnvoller 
Mindeststandard erreicht, der weiter ausgebaut werden soll. 

Die Entscheidung über den Einsatz der Signalhörner trifft der Fahrzeugführer, wobei
er die Verkehrslage und den Auftrag unter der Wahrung der Verhältnismäßigkeit 
gegeneinander abzuwägen hat. Ob es sich um einen Eileinsatz handelt, wird i. d. R. 
von der Leitstelle angewiesen. Von einer durch die aktuelle Planung ausgelösten 
deutlichen Erhöhung von Fahrten mit Blaulicht und Einsatzhorn ist nicht auszugehen.
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zu 4.): 
Der Karl Carstens Ring, die Sauerbruchstraße und der Dhünnberg sind Sammel-
bzw. Hauptverkehrsstraßen mit Busverkehr im Leverkusener Verkehrsnetz. Im 
Rahmen dieser Funktion ist die Ausweisung als Tempo 30 Zone nicht möglich. 

zu 5.): 
Eine Steigerung der Verkehrsbelastung liegt nicht im Klinikum begründet, sondern ist 
im gesamten Straßennetz als allgemeine Erhöhung festzustellen. Der Anteil des 
Klinikumverkehrs ist nicht relevant. 

zu 6.): 
Eine Erweiterung des Anwohnerparkens ist eine politische Entscheidung unabhängig 
vom Bebauungsplanverfahren. Anwohnerparken führt im Übrigen nicht zu einer 
Veränderung der Belastung. 

zu 7.): 
Der Karl Carstens Ring, die Sauerbruchstraße und der Dhünnberg sind Sammel-
bzw. Hauptverkehrsstraßen mit Busverkehr im Leverkusener Verkehrsnetz. 
Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung sind nicht möglich bzw. nicht sinnvoll. 

zu 8.): 
Der Wald (und Landschaftsschutzgebiet) soll als „Tabufläche“ nicht für eine 
zusätzliche Zufahrt, auch nicht unterirdisch, beansprucht werden. Die vorhandenen 
Zufahrten sind völlig ausreichend. Die Notwendigkeit einer zusätzlichen Erschließung 
wird nicht gesehen. 

Die vorhandene Haupterschließung „Am Gesundheitspark“ und die Nebenerschlie-
ßung „Virchowstraße“ sind ausreichend leistungsfähig. Die Verkehrserzeugung des 
Klinikums wird bei den derzeitigen Anschlüssen locker vom vorhandenen Netz 
aufgefangen. Die Zielgruppen des Klinikums kommen über den Willi-Brand-Ring und 
den Karl-Carstens-Ring. 

Eine dritte Erschließung über die Gustav-Heinemann-Straße wäre zudem nur mit
großem Aufwand zu realisieren: Die Höhenlage ließe sich nur mit Rampen und 
Stützmauern überwinden, es wäre die Einrichtung einer Linksabbiegespur nötig mit 
Aufweitung der Fahrbahn und Versetzen der frisch sanierten vorhandenen 
Stützmauern und Eingriffen in das vorhandene DB-Bauwerk. Eine zusätzliche 
Signalanlage wäre zu bauen. Wenn auf den Linksabbieger aus Richtung Alkenrath 
verzichtet würde, wäre eine rechts-rein-rechts-raus-Situation denkbar, mit der Folge 
von Wendemanövern an der Zufahrt Morsbroich und den daraus folgenden 
Problemen. 

zu 9.): 
Gemäß dem städtebaulichen Konzept können alle notwendigen Stellplätze innerhalb
des Klinikgeländes untergebracht werden. Der Bau von Tiefgaragen ist grundsätzlich
möglich und gemäß Bebauungsplan-Entwurf generell zulässig. 

  

 



  Bebauungsplan Nr. 193/III  Seite 19

Ziel der Planung ist es, auf der Grundlage der bestehenden Angebote und 
Bettenkapazitäten zunächst etwa 180 zusätzliche Parkplätze innerhalb des 
Klinikgebietes neu unterzubringen. Hierdurch soll dem aktuellen Bedarf (es ist keine 
Erweiterung der Bettenkapazitäten vorgesehen) Rechnung getragen werden. 

Später folgende Baumaßnahmen sind in Bezug auf den Stellplatzbedarf erneut zu
prüfen, entsprechend sind weitergehende Nachweise in den Bebauungsplan 
aufzunehmen. Im Rahmen des folgenden Bebauungsplanverfahrens werden daher 
weitere Parkplatzangebote untersucht und auch Möglichkeiten außerhalb des 
Klinikgeländes betrachtet.  Im Ergebnis lassen sich auf städtebaulich und 
wirtschaftlich sinnvolle Art und Weise die derzeit benötigten Stellplatzflächen 
unterbringen. 

Es handelt sich um einen Angebotsbebauungsplan, der die Unterbringung aller
erforderlichen Stellplätze innerhalb des Klinikgeländes nachweist. Eine 
Realisierungsverpflichtung oder eine zeitliche Frist ist im Bebauungsplan nicht 
vorgesehen. 

zu 10.): 
Der ca. 14 m breite Korridor zwischen den Parkhäusern A+B reicht für zusätzliche 
Stellplätze nicht aus. Hierfür wären mindestens 16 m (2 x Senkrechtaufstellung á 5 m
+ Fahrgasse mit 6 m) erforderlich. Zudem wird der Freiraum durch Anlagen zur 
Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser genutzt. Eine Überbauung 
würde eine Flächeninanspruchnahme an anderer Stelle auslösen. 

zu 11.): 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen, kann jedoch im Bebauungsplan nicht 
geregelt werden. 

zu 12.): 
Für den Hubschrauberlärm wurde ein separates Lärmgutachten im Entwurf erstellt.

Sowohl tags als auch nachts werden demnach im Plangebiet die zu Grunde gelegten
Werte und Kriterien des Fluglärmgesetzes sicher eingehalten. An allen 
Immissionspunkten außerhalb des Krankenhausgeländes liegen die 
Maximalschalldruckpegel unter 82 dB(A), im Bereich der Betten-/Patientenzimmer 
unterhalb des Landeplatzes unter 92 dB(A). Der Präventive Richtwert zur 
Vermeidung von Hörschäden von max. 95 dB(A) und der kritische Toleranzwert von 
max. 115 dB(A) werden an allen Immissionsorten sicher unterschritten. Demnach 
sind erhebliche Belästigungen und Störungen des Schlafes ausgeschlossen. 
Gefahren für die Gesundheit sind nicht zu erwarten. 

Eine Ausweitung der Notfallambulanz ist nicht vorgesehen. Von einer durch die
aktuelle Planung ausgelösten deutlichen Erhöhung von Fahrten mit Blaulicht und
Einsatzhorn ist nicht auszugehen. 
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zu 13.): 
Sowohl am Karl-Carstens-Ring als auch an der Sauerbruchstraße können durch den 
öffentlichen Straßenverkehr durchgängig hohe Beurteilungspegel von bis zu 65 dB(A) 
auftreten. Der Auslösewert für die Aktionsplanung liegt in NRW bei >= 70 dB(A). Von 
daher sind für diesen Bereich im aktuellen Entwurf des Lärmaktionsplanes der Stadt 
Leverkusen keine Maßnahmen vorgesehen. 

zu 14.): 
Die Gutachten werden zwar vom Klinikum finanziert, die gewählten Fachleute sind 
dennoch Gutachter, die der Stadt Leverkusen als unabhängige Fachgutachter viele 
Jahre bekannt sind. Es ist nicht erkennbar, dass die Neutralität nicht gegeben sein 
soll. 

zu 15.): 
Fällungen von Bäumen sind weder notwendig noch vorgesehen. 

Bei den Markierungen an Bäumen entlang der Dhünn handelt es sich um 
Maßnahmen im Zuge der Verkehrssicherung für den dortigen Fußweg aber auch der 
allgemeinen Bestandspflege. Zuständig ist hier das Forstamt Bergisch Gladbach. 

zu 16.): 
Eine Erweiterung des Klinikgeländes nach Norden kommt nicht in Frage, da hier mit 
dem Landschaftsschutzgebiet und dem Wald Flächen vorhanden sind, die als 
Tabuflächen nicht beansprucht werden sollen. Darüber hinaus sind die Flächen 
zwischen Dhünn und Schloss Morsbroich für die siedlungsnahe Erholung von 
herausragender Bedeutung (daher LSG) und für den Artenschutz relevant. 

zu 17.): 
Bei der Bewertung der Varianten waren viele Kriterien heranzuziehen. Die 
vorliegende Lösung zeigt den kleinsten gemeinsamen Nenner aller an der Planung 
Beteiligten. 

Ziel der Planung ist es, auf der Grundlage der bestehenden Angebote und 
Bettenkapazitäten zunächst etwa 180 zusätzliche Parkplätze innerhalb des 
Klinikgebietes neu auszuweisen und umzusetzen. Hierdurch soll dem aktuellen 
Bedarf (es ist keine Erweiterung der Bettenkapazitäten vorgesehen) Rechnung 
getragen werden. 

Später folgende Baumaßnahmen sind in Bezug auf den Stellplatzbedarf erneut zu
prüfen, entsprechend sind weitergehende Nachweise in den Bebauungsplan 
aufzunehmen. Im Rahmen des folgenden Bebauungsplanverfahrens werden daher 
weitere Parkplatzangebote untersucht und auch Möglichkeiten außerhalb des 
Klinikgeländes betrachtet. 

Im Ergebnis lassen sich auf städtebaulich und wirtschaftlich sinnvolle Art und Weise
die derzeit benötigten Stellplatzflächen unterbringen. 
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zu 18.): 
Die Variante 3 (Parkplatz Sauerbruchstraße) wurde verworfen, weil die 
Immissionskonflikte für die ohnehin schon stark belasteten Anwohner am Dhünnberg 
nicht in den Griff zu bekommen wären. Auch soll die dort vorhandene öffentliche 
Grünfläche nicht überplant werden. 

zu 19.): 
Die Intention des Klinikums wurde in der Bürgerversammlung durch den ärztlichen 
Direktor, auch in Abstimmung mit dem Leiter des Rettungsdienstes der Stadt 
Leverkusen, dargelegt. Auch wurde die Effektivität der Notfallversorgung mit den 
Faktoren Schnelligkeit und geringst mögliche Anzahl von Umbettungen unterstrichen. 
Zudem sind die medizinischen Möglichkeiten (Fachdisziplinen, Intensiv- und OP- 
Kapazitäten) Entscheidungsparameter für den Rettungsdienst eine bestimmte 
Einrichtung anzufliegen. 

Zum Lärm trifft das schalltechnische Gutachten (§6 (1) und (2)
LuftVG) folgende Abschlussaussage: 

„Unter den genannten Voraussetzungen werden die Werte und Kriterien des §2 Abs.
2 FlugLärmG an den maßgeblichen Immissionspunkten im Umfeld des Landeplatzes 
tagsüber und nachts überall eingehalten. … Gefahren für die Gesundheit sind nicht 
zu erwarten.“ 

Im Übrigen sind die Fragen in einem luftrechtlichen Genehmigungsverfahren zu
vertiefen. 

Der Zeitpunkt für eine mögliche Antragstellung durch das Klinikum ist derzeit 
unbestimmt; kurz- bis mittelfristig ist nicht damit zu rechnen. Als langfristige Option 
soll der Landeplatz jedoch im Bebauungsplan dargestellt werden. Eine 
Genehmigungsgrundlage bildet der Bebauungsplan ebenso wenig wie eine 
Realisierungsverpflichtung. 

zu 20.): 
Die Aufstockung des Y-Gebäudes ist auch ohne den Hubschrauberdachlandeplatz 
erforderlich. Hier sollen weitere OP-Räume und Räume zur Erwachsenenpflege 
einschließlich Stroke- Unit in unmittelbarer Nähe zur Zentralambulanz entstehen. Das 
Bauantragsverfahren hierfür soll kurzfristig in die Wege geleitet werden. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung:

Die Stellungnahmen 1.) bis 3.), 11.) bis 15.) und 17.) bis 19.) werden zur Kenntnis
genommen. 
Der Anregung 9.) wird gefolgt. 
Den Anregungen 4.) bis 8.), 10.), 16.) und 20.) wird nicht gefolgt. 
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A 5: Familie Welling vom 06.07.2014
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Stellungnahme der Verwaltung

Die Stellungnahme ist bis auf einen Absatz identisch mit den Anschreiben A 1 bis A
4. Das Schreiben A 5 ist im Vergleich zu den Anschreiben A 1 bis A 4 um den Punkt
16.) reduziert. 

Auf die Stellungnahme der Verwaltung zu den Schreiben A 1 bis A 4, Punkte 1.) bis
15.) und 17.) bis 20.), wird verwiesen. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung:

Auf den Abwägungsvorschlag der Verwaltung zu den Schreiben A 1 bis A 4, Punkte
1.) bis 15.) und 17.) bis 20.), wird verwiesen. 
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A 6: Doris Kaleyta vom 06.07.2014
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Stellungnahme der Verwaltung

Sowohl tags als auch nachts werden im Plangebiet die zu Grunde gelegten Werte
und Kriterien des Fluglärmgesetzes sicher eingehalten. An allen Immissionspunkten 
außerhalb des Krankenhausgeländes liegen die Maximalschalldruckpegel unter 
82 dB(A), im Bereich der Betten-/Patientenzimmer unterhalb des Landeplatzes unter
92 dB(A). Der Präventive Richtwert zur Vermeidung von Hörschäden von 95 dB(A) 
und der kritische Toleranzwert von 115 dB(A) werden an allen Immissionsorten 
sicher unterschritten. Demnach sind erhebliche Belästigungen und Störungen des 
Schlafes ausgeschlossen. Gefahren für die Gesundheit sind nicht zu erwarten. 

Die Einrichtung von Stellplätzen auf dem Karl-Carstens-Ring entsprang einer
Notlösung, um dem Parkplatzdruck gerecht zu werden. Mit der Aufstellung des 
Bebauungsplanes ist auch die Aufgabe verbunden, alle erforderlichen Stellplätze 
innerhalb des Klinikgeländes unterzubringen. Dieser Nachweis wurde mit dem 
vorliegenden städtebaulichen Konzept erbracht. Ob darüber hinaus an den jetzt 
vorhandenen Parkplätzen am Karl-Carstens-Ring festgehalten wird, kann der 
Bebauungsplan nicht regeln. 

Der notwendige Lärmschutz muss im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens
geprüft werden. Die Einhaltung der gesetzlich vorgegebenen Anforderungen ist 
gutachterlich nachzuweisen. Es wird allerdings nur der Lärm betrachtet, der durch die 
Planung neu entsteht, im Vergleich zum Bestand. Eine Gesamtlärmbetrachtung für 
die angrenzenden Nachbarn unter Einbeziehung aller Lärmarten ist vom 
Gesetzgeber nicht vorgesehen. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

  

 




